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Verkündete3

am 24.N9v„1955

im N a m e n d e e V o 1 k e s

_
In Sächen

Kläger und Revieiongklägér,'

{Prozeßbevollmächtigterz '

gegen ’

die Freie Hansestadt Bremen, vertfeten dürch das
V—Lanäesver50rgungsamtBremenin Bremen, Hollerallee_81,

Beklagte und Revisionebeklagte,

hat der 8, Senat des Bundessozialgeriohts auf die' f'i

mündliche Verhandlung vom 24. November 1955, an'der' ’
mitgewirkt haben_.‚ ‘- ‘ '>' ‚ _

’ für Rechterkannt“!
" Die Revision der Kläger gegen das Urteil des Landes—,

soeialgerichts Bremen vom 28. Januar 1955 wird zurück_

‘gßwieeen. : * » , . .
Außergerichtliche Kosten sénd nicht zu erstatteno'

V o n R e c h t s wie g e‘n „
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»u‘-r——au wenn- “

_ ‘
Der Ehemannund.Vater der Kläger ist seit März 1945 als So1—4

dat verechollen. Die K1äger wohnten nach ihrer Vertreibung aus _
Pr in G

_
‘ . Der Kläger kam von dort am 10. April

1951 nach Bremen
und fand bei seiner Schwester eine Schläfstelle.

VEr hatte keine Aufenthaltsgenehmigung. Am 5. Juni‚l951 meldete

er sich in Bremen polizeilioh als "vorübergehend zugezogen" an.

Die Klägerin.hält sich seit 16.Juli 1951inlBremenauf9Sie hat—
te ebenfalls keine Aufenthaltsgenehmigung und gab bei der.polie"
zeilichen Anmeldung am 18. Juli 1951 an, daß sie vorübergehend‘
113 Besuch bei ihrer.Tochter zuge2bgen sei. Das Wohnungsemt Bre-

men lehnte äm 13‚ August 1951 den Antrag auf Bewilligung*äes

Zuzuge oder einer Aufenthaltsgenehmigung ab, weil der Wohnraum.*

in der Wohnungder Tochter und Schwester nicht ausreichend sei.

Der Sohn.H der Klägerin.machte im Beschwerdeverfehrenu. a.
,

geltend, äaß sich die Kläger um beechlegnehmefreien Wohnraum be—e

mühten und daß sie die Absicht hätten, nach Amerika auezuwan»
dern. Die Beschwerde wurde durch den Senator für Wohnungswesen

- in Bremen am 10. September 1951 zurückgéwie3en: Die_Kläger‚hät—-

ten ihren Wohnsitz in G 111 auch wohnraummäßigmüßten gegen den
Zuzug Bedenken erhoben werden, da der Wohnraum nicht als ausrei—

chend angesehen werden könne; sie gehörten
zu dem durch das Ge—

setz über die Notaufnahme von Deutschen in das Bundesgebiet vom
„22° August 1950 (BGBlÄ‘I S. 367) erfaßten Personenkreis. Ein wei}

.terer Antrag der_Kläger auf Zuzugebewilligung vom25. September
'1951wurdeam25„0ktobef-1951abgelehnt. Am5. Mai 1953wurde
“den Klägern schließlich aüf einen dahingehenden Antrag vom März
1953 der Zuzug nach Bremen genehmigt, nachdem s.ie ein beschlag—

>nahmefreies Zimmer gefunden hätten. '

' Am 12° September.1951 hatte die Klägerin für sich und den

;Kläger Antrag auf Witwen« und Waisenrente naeh demBundesversor—
gungsgeeetz (BVG) gestellt. Das Versorgungsamt Bremen hat ihnen

„ mit Bescheid vom 29.Juni 1954 die Rente vom 1. Mai 1953 ab be4i
;.Willigt. In der münäliohen Vérhandlung vor äem Landeesozialge-

richt (LSGer.)_Brémen hat der Vertreter des Landesversorgunge—
amts (LVersno) Bremen den Anspruch auf Rente vom 1.März 1953 ab
anerkannto

_ 3 _.
\ ' "
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_ 5 „.

_
Das Sozialgericht (SGer.) Bremen hat auf Berufung der Klä—

ger die Beklagte am 10° März 1954 verurteilt, den Klägern '

die Rente vom 1. September 1951 ab zu zahlen, und hat'in eei—
.‘— ner Entscheidung ausgeführt, *daß die Praxis des Wohnungeamte '

'. und der Beklagten zeige, daß zur1;rlengung einer örtlichen
Zu2ugegenehmigung sowie zur Anerkennung eines Hinterbliebe—

nenrentenanepruehe eine Aufenthaltsgenehmigung nach dem Not»

aufnahmegeeetz nicht erforderlich sei. Der Begri■f’"befugter.

" ständiger Aufenthalt im Dundeegebiét"in 5 ? Nr.l-BVG sei
nach dem Rundschreiben des Bundesministere für Arbeit (BMA)‚4

vom 2 April 1953 (BVBI.1953851 Nr. 46) n1cht eng auszu-

.
legen„ Maßgebend sei der Zeitpunkt der tatsächlichen Aufent—

"haltenahme im Bundesgebiet. Der Zuzugegenehmigu■g komme e11en—

£alls ä1e Bedeutung zu, daß dieser tatsächliche Vorgang rück—__ {

'wirkend als befugt anerkannt werde. Die Einschränkung des
“BMA, daß dann, wenn die anugegenehmigung zunächst versagt =-
(werden_eei‚ eine spätere Genehmigung nür auf den Tag des neu—

en Antrags zurückwirke, sei im Streitfall ohne Bedeutung. Denn

der Seehverhelt‚ auf den zunächst äie Versegung der Zuzugege-

néhmigung gestützt werden sei, habe sich bis zur späteren Gee-—>

nehmigungnicht geändert. Die Kläger hätten.deher seit 1.Sepf
_

tember 1951 Anspruchanf Rente. Das SGer. hat die Berufung '
_

zum LSGer. nach 5 150 Mr. 1 SozialgerichtegeSetz ($GG) zugelae-

eeno . - „ . . „
'

In der gegen dieses Urteil eingelegten Berufung hat das
LVéreA„ Bremen geltend gemacht, daß die Kläger ihren Wohneitz {
zunächst nicht befugt im Bundesgebiet gehabt hätten, da weüer

eine Metecheidung im NotaufnehMeverfehren noch eine Zuzugege-
nehmiguhg*vorgelegén habe. Da die ablehnende Entscheidung des
Wohnungsemteé vom 13. August 1951 rechtsverbindlieh sei, könne

die später erteilte Zuzugegenehmigung nur
auf üen im Jahre 1953

gestellten Antrag zurückwirken. Die Kläger eine äem entgegen—

getreten und haben geltend gemacht; daß die Zuzugsgenehmigung

vom 5. Mai 1953 keine rechtebegrünäénde, eonöefh nur feetetel—
lende Bedeutung habe. Durch diese Genehmigung habe das Wohnunge»

amt Bremen zum
Ausdruck gebracht, daß der bereits im Ju1i 1951

gegebene Sachverhalt die Erteilung dieéer Genehmigung gerecht—

' fertigt habe. Die Kläger hätten sich deshalb im Zeitpunkt derv

‚-4«-
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_

Antragetéllung befugt im Bundesgebiet aufgehalten. In der mündé7'
lichen Verhandlung vor dem L8Ger. Bremen am 28.Januar 1955 ha—J
ben die Kläger.ihre AueWeise für Vertriebene und ?lüchtlinge"3"

vorgelegt, in denen für diäleägerin am 15. Februar 1954 der
ständige Aufenthalt im Bundesgebiet seit 18. Juli 1951 und am‚"
5. November 1954 für den Kläger seit 1. härz‚1951 bestätigt ist. —

Das LSQer. Bremen hat mit Urteil vom 28. Januar 1955 das Uh+

.
teil dee SGer. Bremen vom 10. März.1954 ineoWeit aufgehoben, els_„

die Beklagte verurteilt Werden ist, den Klägern die Rente für [
die Zeit vor dem 1. März 1953 zu zählen, und hat die Revieion'n

zum
Bundeséozialgericht (BSGer. ) zugelassen. Es hat seine Ent—»;

scheidung damit berründet, daß die Zuzugegenehmigung nicht auf

‘den Tag der tatsächlichen Aufenthältsnahme im Bundesgebiet ZU?.].
rückwirke, da vorher zwei Gesuche um Zuzugegenehmigungabgelehnt;‘
worden seien und die Kläger sich zunächst mit dieser Ablehnung-
zufrieden gegeben hätten. Die vorgelegten Ausweise "B" könnten

‚
kein Beweis dafür sein, daß die.K lägen ihren Wohnsitz nicht in

„
Gotha gehabt hätten. Den_Klägern stehe daher die Rente erst vom„

1. März1953ab zu. In &erRechtsmittelbelehrungfehlt der Hiny'
weis,däßdie Revisionnach5 164Abs.2 Satz1 SGGeinenbe—‘
stimmten Antrag enthalten muß. Im übrigen wird auf des Urteil.des
LSGér. Bremen Be2ug genommen. Dieses Urteil ist.dem Prozeßbe—A

“vollmächtigten der Kläger in éen Vorinstanzen, Rechtsanwalt

Dr. Seyde, am 10. Wei 1955 zugestellt worden._

hit einem beim BSGer. am 6. Juni 1955 eingegangenen Gesuch

‚hat Rechtsanwalt Dr. Seyde beantragt, den Klägern zur Eihlegung ’
und Durchführung äer Revision das Armenrecht zu bewilligen und

einen beim BSGer._zugelaesenen Rechtsanwalt beizuordnen. Diesem

Gesuch ist mit Beschluß des 3enete vom 20. Juli 1955 stattgegeben
worden.

Mit einem beim BSGe&.
am 30. Juli 1955 eingegangenen Schrift-

satz hat der ProZeßbevollmächtigte der Kläger Revision einge—

‘
legt und beantragt,

_ '

unter Aufhebung des Urteils des LSGer. Eremen den

Klägern Vereorgungsgebührni$se nach demBVGfür die{'
_Zeit.vom 1. September 1951 bis 13 lärz 1953 zu gewähren. “

- 5 1
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Ferner hat er beantragt,

den Klägern wegen der Versäumung der Revisionefrist die
Wiedereinsetzung in den vorigen Stand zu hewilligen° '

Er hat die Revision in einem beim BSGer. am 9. August“
„

1955 eingegangenen Schriftsatz damit begründet‚'daß das LSGer.f

'den Begriff des befugten ständigen Aufenthalte im Bundesgebiet
>=verkennt habe. Dieser Begriff sei weit ausznlegen. Die Kläger

hätten anfänglich nur deshalb von einem vorübergehenden Auf;
' enthalt in Bremen gesprochen; weil sie beabsichtigt hätten,

auszuwandern;keinesfalls hätten sie in die sowjetische Bee
setzungszone Deutsehlands zurückkehren wollen. Die enfäng—r

liche Ablehnung der Zuzugsgenehmigung dürfe die Versorgunge—'

'aneprüche der Kläger nicht beeinträchtigen. Vielmehr sei der
Zeitpunkt des ersten Antrags maßgeblich. Der Prozeßbevoll—

mächtigte hat hilfeweiee beantragt, unter Aufhebung des anf

gefochtenen Urteile;die Sache zur andeiweitigen Entscheidung

{an das L8Ger zurückzuverweieen. Im übrigen wird auf die Schrift—

eätze vom 29._Juli 1955Öund‘8‚ Augüst 1955‚'ferner auf die

Ausführungen des Prozéßbevollmächtigten in der mündlichen Ver—'

handlung Bezug$g'enommen° ' '

Die Revieibnsbéklagte hat beantragt‚

’. die Revision der Kläger gegen das Urteil des

LSGer. Bremen als unbegründet zurückzuweisen°

Sie hat ausgeführt, daß das LSGer. zutreffend fe9tge— 1.
stellt habe, daß_der den Zuzug genehmigendé Bescheid des

Wohnungsemtee vom 5. Mai 1953 von anderen tatsächlichen Vor—

aussetzungen ausgegangen sei als die ahlehnenden Bescheidev

aus dem Jahre 1951. Im übrigen hat sie auf die Begründung

des angefochtenen Urteils verwiesen° ‘

Die Revision ist Statthaft, da das LSGer.eié zügeles5en

'hat (@162Abs.l Nr.l see). Die Revisionist auchrechtzeitig “
eingelegt. Sie konnte im vorliegenden Fall innerhalb eines.

‚
Jahres nach Zustellung des Urteils äcs LSGer. eingelegt wer-

-den‚ weil dessen Rechtsmittelbelehrung unvolletändig uni

_ 5 1
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'damit unrichtig ist (© 66 SGG) Eine Rechtsmittelbelehrung, in

der ein Hinweis, daß die Retision nach 5 164 Abs. 2 Satz 1 SGG
einen be8timmten Antrag enthalten muß, fehlt, entSpricht nicht

den Erfordernissen des & 66 abs.1 SGG(vgl. Urteil des 3„$enats-

vom23.9.1e55—3-RJ-26/55undBeschlußdes9.Senatsvom16.9‚
1955 —‚9 RV 132/54); Der erkennende Senat schließt sich dieser.

“Auffassung an. Aus diesen Gründenwar eine Entscheidung über äen

'
Antrag.dér Kläger auf Gewährung der wiedereineetzung in den vol

:“rigen Stand nach 5 67 SGG nicht notwendig. Die Revisibn ist auch_

"_ formgerecht eingelegt und friet- und formgerecht begründet(£ 164

Abs 2 SGG) Sie ist daher zuläeeig° ' ‘ "

'Die Revision ist jedoch nicht begründet°

Zwar betrifft das Urteil des 5Ger. Bremen nur Versorgung

für einen bereits abgelaufenen Zeiträum‚ damals vom.l.$eptémberj

1951 bis 30.April 1955. In einem solchen Falle ist die Berufungi

nach5 148 Nr. 2 see an sich unzuläésig. DäsLSGer.hät trotz—__
“dem mit Recht _.in der Sache entschieden, weil das 86er. die Be—.

rufung nach % 150 Nr. 1 SGG_Vzuge1eseen.hatte°
‘

_
“Die

von
den Klägern

gérügte verletznng-deefä
7 Nr;'l BVG1_nf

liegt nicht ver;'Nech dieser Yorsehrift findet das BVG—aufsolche
Staatsangehörige und deut3che Volkszügehörige Ahwendüng, die

ihren Wohnsitz oder ständigen Aufenthalt b e f u g t im Bundes;
‘gebiet oder im Land Berlin haben. Die Vorinstanz hat ohne Rechte-

irrtum angenommen, daß die Kläger in der Zeit vom 1. September

1951 bis 28. Februar 1953 nicht befugt in Bremen und da.mit auch‘

_
nicht im Bundesgebiet ihren Wöhnßitz hatten und .daß die ihnen im

‘ Mai 1953 erteilte Zu2ugsgenehmigung nicht aüf den Tag ihrer tat—

sächlichen Aufenthaltnahme in Bremen zurückwirkt, Der Begriff des

b e f u g t e n “stänäigen Aufenthalte im Bunäesgebiet ist im Ge—

setz nicht-näher erläütert. Auchsee denGesetzesmaterialien er—
geben sich keine HinWeise, die bei der Anelegung verwertet werf

_»“denkönnten. Ein befugter ständiger Aufenthalt im Bundesgebiet
liegt nach der Ansicht des Senats bei deutschen Staatéangehöri— *

_
gen, die aus der sowjetischen Besatzungszone Deutschlands zuge—

wandert sind, nur vor, wenn der Aufenthalt durch eine zuständige
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7

“

Behörde gebilligt werden ist. Die Befugnis zum Aufenthalt

im Bundesgebiet beruht auf dem Grundrecht der Freizügigkeit,

des nach Art; 11 Abs.1 des Grundgeset2es (GG) alle Deut—
.

schen, und damit auch die Deutschen in der sowjetischen Be» ‘

satzungszone Deutséhlends und im sowjetischen Sektor von '
Berlin genießen. Inhalt dieses Grundrechte ist nicht nur

die Freizügigkeit im Bundesgebiet, sondern_auchdie Frei-—‘
zügigkeit in das Bundesgebiet. Freizügigkeit bedeutet also
das Recht, an jedem Ort innerhalb des Bundesgebietes Auf—

renthalt und Wohnsitz zu nehmen, auch zu diesem Zweck in die
Bundesrepublik einzureisen.(Vgl}Beschlnß des BVerfGer.vom
7.5.1953, Entscheidungen des BVerfder. Bd.? 3.266 ff.).

__Dieses Recht darf‘nech—Art. 11 Abs. 2 SGGnur durch Gesetz
' und nur für die Fälle eingeschränktwerden,u,a, in denen

eine ausreichende Lebensgrundlege nicht vorhanden ist und
'der Allgemeinheit daraus besondere Lasten entstehen würden.

Der'Bundesgesetzgeber hat nun für deutsche Staatsangehörige

.und deutsche Volkszugehörige, die Wohnsitz oder ständigen
Aufenthalt in der sowjetischen—Besetzungszone Deutschlands

oder im sowjetischen Sektor von Berlin haben oder gehebt_

‘ haben, des Grundrecht der Freizügigkeit durch.des Gesetz -
über die Notaufnahme von Deutschen in das Bundesgebiet(NAG)

' eingeschränkt.4Diese Deutschenbedürfen, wie des Berufungs«
gericht zutreffend festgestellt hat, für den ständigen Auf—,

enthalt im Bundesgebiet einer besonderen Erlaubnis, Wenn
sie sich ohne Genehmigung im Bundesgebiet eufhalten(5 1 Abs.

1 NAG). Die Kläger hätten jedoch eine solche Erlaubnis oder '
Genehmigung im Zeitpunkt der Antragstellung auf Rente nach

demBVGnicht Da sie sich im Noteufnahmeverfahren keine i
‘ Aufenthaltserlaubnis verschafft hatten und der Zuzug nach

Bremen durch das örtliche WohnungSemt abgelehnt war, hiel—

ten sie sich zunächst nicht befugt im Bundesgebiet auf. Die
Revision irrt auch, wenn sie meint, daß die am 25. März 1953,
beantragte und an 50 Mai 1953 bewilligtehZuzugsgenehmigung

für Bremen auf den Tag der tatsächlichen Anfentheltsnahme
der Kläger im Bundesgebiet_zurüekwirke und der Aufenthalt

der Kläger damit von diesem Zeitpunkt an ein befugter gewor—

den sei„ Diese Genehmigungersetzt nach der Aneiéht das..

1_

8
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' Senats zwar die für Flüchtlinge aus der sowjetischen Besatzungs—
4 Zone Deutschlands nach %1 Abs. 1 NÄG notwendige Aufenthal.tser—_.

leubnis; denn der von den Behörden eines zum Bundesgebiet ge-
H

hörenden Landes bewilligté Zuzug bedeutet gleichzeitig, daß sich

der Betreffende befugt im Bundesgebiet aufhält. Die Tatsache, daß

die Erlaubnis nicht im Notaufnehmeverfehrenerteilt ist, ist ohne5
Bedeutung, da nicht jeder Zuwenderer_aus éer sowjetischen—Be-j

setzungszone sich dem Notaufnehmeverfehren unterziehen muß, sone.‘
dern nur derjenige, welcher sich ohne Genehmigung im Bundesge— .

biet aufhält.

Die einem Zuwanderer erteilte Zuzugegenehmiguhg wirkt grundu

sätzlich auf den Tag äer tatsächlichen Anfentheltenehme Zurück. Ä

Das ergibt sich daraus, daß die Freizügigkeit dieses PereOncn— '
kreisee nicht aufgehoben, sondern für die Dauer des Notaufnshmee*

verfehrene nur suspendiert ist (vgl.Beschluß des BVerfGer.vem ‘

7 5.1953, al.e..o.-). Wird die Erlaubnis otler an sie ersetzende
Genehmigung des Zuzugs nachträglich erteilt, so wird äadurch

_festgestellt daß äer Aufenthalt im Bundesgebiet von Anfang en"l

befugt war(vgl. Rundschreibendes31.11vom2.4.1953,BVB].1953
_3.51 Nr.46‚ und vöm‚3l.3.l955, 13cm.1955 3.70 Nr.46; Wilke in"

der "Kriegeopfervér90rgungn 1953 S. 102). Die Genehmigung wirkt

aber, wenn eie wegen ?ehléne der Vorausset2ungen zunächst ver—"f

weigert werden war, in der Regel nur huf den'Zeitpunkt zurück, „Ä

in demder Zuziehenäe des Zur Bewilligung führende neue Ver?
z fahren eingeleitet hat (ebenso Rundschreiben des BMAvon 2.4.

1953 und 31.3.1955, a.e.0.). Das LSGer. hat zutreffend festge»_

stellt, den der nach vorangegangener Ablehnung am 5. Mai 1953

‚ zur Erteilung üer Genehmigungführende Sachverhalt ein anderer
_war als der den ablehnenden Bescheiden des Wohnung3amtee zugrun;

de liegende. Denndiese Enteéheidungenwären darauf gestützt‚deß3

. die Kläger nur eine_Notunterkunft bei‚Verwendten_hattenund eine
ausreichende Lebensgründlegefür sie nicht vorhanden war. Die Be-

> willigung des Zuzugg im Mai 1953 beruht dagegen darauf, daß die
Kläger in einem beschlagnahmefreien Zimmer mit Küchenbenutzung

e_in ausreichende; Unterkommen gefunden hatten. Aus dem Schreiben

des Wohnüng.amtes kann keinesfalls der Schluß gezogen werden, déß

ltrotz der vorher ergangenen ablehnenden Bescheide‘der_ständige V

...Q ..-..,
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Aufenthalt'der Kläger in Bremen vöm Tag ihree'Eintreffene

- im Bundesgebietab als befugt anerkanntwerdensollte„ Dä8'_
Berufungsgericht hat auch mit Recht festgestellt, daß die

_
_

den Klägern vom Amt für Vértriebene, Flüchtlinge und Heim-,
kehrer im Jahre 1954 ausgestellten Auswei$e "B" ihr Begehren, V

die Rente nach dem BVG vom 14 September 1951 ab zu gewähren,
nicht stützen können. Diese Auéweise ergeben nur, daß die

Kläger tatsäéhlich seit-dem16. Juli 1951und1. März1951
‘ihren ständigen Aufenthalt im Bundesgebiet genommenhaben, "
sie sind aber kein Beweis dafür, daß die Kläger sich seit

1951 befugt im Sinne des 5 7 Nr.1_BVG im Bundesgebiet auf—
halten° ' ° - — .

'Aüs,äieéenGründenist die Festeteiiung des LSGer.,-
'daß die Kläger für die Zeit vor dem1. März1951keinen An—
_spruchauf Rente nach dem3VGhaben, weil in_dieeer Zeit q
ein befugter Aufenthalt im Sinne—des@7 Nr.1 eve nicht '
vorgelegen hat, nicht zu beanstanden. Die Ausführungen dee

Prozeßbevollmächtigténin der mündlichenVerhandlungvor"
dem Senat, daß das Vereorgungeemt seine ihm den Klägern

„
gegenüber obliegenöe Fürsorgepflicht‚dedurch verletzt habe‚>

' daßes sie nicht über dasNoteufnahmeverfehrenaufgeklärt "
habe, können an diesem Ergebnis nichts ändern. Abgesehen_

davon, daß die Kläger bereite vor der Antragstellung auf
_Rente durch die Entscheidung .des Senatore für Wohnungoweeen .

vom 10° september 1951 auf das Notaufnahmeverfehxen hinge—_
' wiesen werden sind, gehörte es nicht zu den Aufgaben des "

Vérsorgungsamtes,die Kläger'übér,äiesee Verfahren, des au7ge,
Bérhä&ß seines Tätigkeitegebietee liegt, zu belehren.

Die Revision ist somit unbegründet und daher zurückzu— Ä
_

weisen (5 170 Abs.1 Satz 1 SGS); Der Hilfsantreg äer Kläger, —
die Sache an_die Vorinstanz zurückzuverweisen, um ihnen, wie'

der ?rozeßbevollmächtigte in der mündlichen Verhandlung aus- _

.geführt hat, Gelegenheit zu geben, üäs Notaufnehméverfahren
.

nachäräglich durchführen zu lassen, iet ebenfalls unbegrün-_'
‘äet Denn eine Zurückverweieung ist nur möglich, wenn die Re—

_
vision begründet iet (£ 170 3be.2 Satz 2 SGG); dagegen nicht,

4.
I
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\ um nachträglich die Voraussetzungéh für ihré Begründetheit zu
schaffen° Das Revisionsgericht hat nur zu prüfén, ob das Be-

_rufungsgericht pie festgeste}lten Tatsachen rechtlich zutref—

fend gewürdigt hat‚

' Außergeriohéliehe'Kbsten sind nicht.zu erstatten, da die
_Aufwendungen der Beklagten nicht erstattungsfähig sind (@ 193

,
Abs.1 und 4 SGG). ' ‘ , ‘
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